STADT EMMERICH AM RHEIN

DER BURGERMEISTER
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Vorlagen-Nr. Datum
05-17
Verwaltungsvorlage offentlich 0452/2021 28.10.2021

Betreff

18. Anderung der Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein vom 5.06.2001;
hier: Eintragung von Bau- und Bodendenkmalern in die Denkmalliste

Beratungsfolge

Rechnungsprifungsausschuss 11.11.2021
Haupt- und Finanzausschuss 16.11.2021
Rat 16.11.2021

Beschlussvorschlag
Der Rat beschlief3t mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Ratsmitglieder die als

Anlage 1 beigefligte 18. Anderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Emmerich am
Rhein.
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Sachdarstellung :

l. Sachverhalt

Anlasslich des Verfahrens zur Eintragung des Dachziegelwerks Alphons Meyer, Reeser
Sralde 205, Emmerich am Rhein, in die Denkmalliste der Stadt Emmerich am Rhein wies der
Kreis Kleve — die Landratin — als untere staatliche Verwaltungsbehdrde in ihrer Funktion als
zustandige Kommunalaufsichtsbehdrde in ihrer Verfigung vom 17.08.2021 darauf hin, dass
Aufgaben des Denkmalschutzes als Geschéaft der laufenden Verwaltung zu qualifizieren und
somit nicht durch die politischen Gremien zu behandeln seien. Unter Bezugnahme auf die
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts Gelsenkirchen, Urt. vom 21.06.2001, AZ: 16 K
938/98 wurde dringend empfohlen, die Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein in
diesem Punkt einer Anderung zuzufiihren und die politischen Gremien im Nachhinein tber
jeweilige Unterschutzstellung zu informieren.

Il. Rechtliche Wiirdigung
Die Rechtslage stellt sich wie folgt dar:

Das Denkmalschutzgesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (DSchG NRW) differenziert
zwischen Aufgaben des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege, s. dazu auch § 1 DSchG
NRW.

Unter den Begriff des Denkmalschutzes sind alle auf die Erhaltung von Denkmalern
abzielenden hoheitlichen Malinahmen der jeweils zustdndigen Denkmalbehdrden, wie z.B.
der Erlass von Ge- und Verboten sowie die in Auslibung der gesetzlichen Vorschriften zu
erteilenden Genehmigungen, Erlaubnisse, Anordnungen bzw. sonstige Sanktionen zu
fassen. Konkret lassen sich die Eintragung in sowie die L6schung eines Denkmals aus der
Denkmalliste, die Anordnung des vorlaufigen Schutzes, sowie die Verfligung von
Erhaltungsanordnungen unter den Begriff des Denkmalschutzes subsumieren.

Unter den Begriff der Denkmalpflege fallen regelmaRig alle Handlungen nicht hoheitlicher
Art, die der Erforschung, Erhaltung und Prasentation von Denkmalern dienen. Diese
Aufgaben dienen regelmafig der unmittelbaren Verbesserung und Erhaltung von
Denkmalern, haben aber auch vorsorgenden Charakter.

Aufgrund ihres unterschiedlichen Charakters differenziert das Denkmalschutzgesetz NRW
zwischen diesen beiden Aufgaben.

1. Denkmalschutz

Die Denkmalbehdrden sind fur die Ausibung hoheitlicher Aufgaben des Denkmalschutzes
zustandig. § 20 Abs. 3 Satz 2 DSchG NRW bestimmt, dass es sich bei diesen Aufgaben um
solche der Gefahrenabwehr handelt, welche gemai § 3 Abs. 1 OBG NRW die Gemeinden
als Sonderordnungsbehdrde als Pflichtaufgaben zur Erfillung nach Weisung i.S. des § 3
Abs. 2 GO NRW wahrnehmen. Pflichtaufgaben zur Erfullung nach Weisung sind gemal § 62
Abs. 2 GO NRW dem Burgermeister als Hauptverwaltungsbeamten der Gemeinde
Ubertragen, der damit die Aufgaben der unteren Denkmalbehdrde wahrnimmt. Die
Kontrollméglichkeiten der politischen Gremien beschranken sich in diesem Falle im
wesentlichen auf das Informationsrecht tber die ordnungsgemafe Ausfiihrung der
Aufgaben, weshalb der Burgermeister dem Rat nach Eintragung des betreffenden Denkmals
in die Denkmalliste Uber die erfolgte Eintragung regelmafig zu berichten hat.
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Die Gefahrenabwehr und somit auch die Aufgaben des Denkmalschutzes sind gem. § 41
Abs. 3, 1. Halbsatz GO NRW darlber hinaus als ein Geschaft der laufenden Verwaltung zu
qualifizieren. Bei den "Geschéaften der laufenden Verwaltung" handelt es sich um einen
unbestimmten Rechtsbegriff. Unter diesen Tatbestand sind nach gefestigter Rechtsprechung
die Geschafte zu subsumieren, welche in einer gewissen Regelmafigkeit und Haufigkeit
anfallen und deren Erledigung nach feststehenden Grundsatzen "auf eingefahrenen Gleisen"
erfolgt. Die Tatigkeiten sind dadurch charakterisiert, dass ihre Abarbeitung nach
feststehenden Grundsatzen und gesetzlichen Verfahren mit konkret vorgegebenen
Verfahrensschritten erfolgt. Fir die Gemeinde sind diese Geschéafte regelmalig weder
wirtschaftlich noch grundsatzlich von wesentlicher Bedeutung, gleichgultig, ob eine solche
Malinahme im Einzelfall fir den Adressaten durchaus erhebliche Konsequenzen haben
kann. Das Verfahren zur Eintragung von Bau- und Bodendenkmalern in die Denkmalliste ist
unter Einhaltung der formellen und materiellen Vorschriften des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes fur das Land Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit den Vorschriften
des Denkmalschutzgesetzes fir das Land Nordrhein-Westfalen durchzufiihren. Die
Eintragung in die Denkmalliste stellt einen dinglichen Verwaltungsakt im Sinne einer
Allgemeinverfugung dar. Aufbau und Form einer solchen Verfugung unterliegen ebenfalls
den gesetzlichen Vorgaben des allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts, so dass es bei
dem Akt der Eintragung in die Denkmalliste unstreitig um einen Vorgang mit konkret
vorgegebenen Verfahrensschritten handelt. Dieser Vorgang wird auch in einer gewissen
Regelmaligkeit ausgefuhrt, was sich u.a. in der Anzahl an eingetragenen Denkmalern
(aktuell 105) in der Denkmalliste der Stadt Emmerich am Rhein wiederspiegelt.

Da die Eintragung von Bau- und Bodendenkmalern in die Denkmalliste der Stadt Emmerich
am Rhein als hoheitliche Malinahme der Gefahrenwehr ein Geschaft der laufenden

Verwaltung darstellt, gelten diese gemaR § 41 Abs. 3 GO NRW auf den Burgermeister
Ubertragen, der somit die Aufgabe der Eintragung eines Denkmals als untere
Denkmalbehérde wahrzunehmen hat.

Aufgrund der dargelegten Rechtslage steht die bisherige Regelung in § 7 Abs. 3, Buchstabe
d) der Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein, welche die Entscheidung Uber die
Eintragung von Bau- und Bodendenkmalern in die Denkmalliste der Stadt Emmerich am
Rhein dem Ausschuss fur Stadtentwicklung Ubertragt, nicht in Einklang mit den Vorschriften
des Denkmalschutzgesetzes NRW sowie der Gemeindeordnung fur das Land Nordrhein-
Westfalen, weshalb diese Regelung ersatzlos zu streichen ist.

2. Denkmalpflege

Nach § 22 Abs. 1 DSchG i.V.m. § 3 Abs. 1 Gemeindeordnung (GO NRW) handelt es sich bei
der Denkmalpflege um eine Selbstverwaltungsaufgabe. Darunter fallen unter anderem bera-
tende, forschende und fordernde Tatigkeiten. All diesen Tatigkeiten / Aufgaben ist gemein,
dass sie keinen hoheitlichen Charakter haben, was auch dem § 22 Abs. 1 Satz 2 DSchG
NRW zu entnehmen ist, der ausdricklich die Anwendbarkeit des § 20 DSchG NRW von der
Regelung des Abs. 1 unberthrt l1asst. Im Rahmen dieses Aufgabenbereiches flihren die
unteren Denkmalbehdrden u.a. Beratungstatigkeiten von Eigentimern, Bauherren und
Architekten durch. Aber auch MaRnahmen zur Dokumentation von Denkmalern als Kulturgut
sowie die Denkmalférderung stellen Aufgaben der Denkmalpflege dar.

§ 23 Abs. 1 DSchG NRW regelt wiederum, dass die Gemeinden flr die Austbung der
Aufgaben der Denkmalpflege einen Ausschuss zu bestimmen haben. Der Ausschuss wird
unter anderem dann eingebunden, wenn zwecks Ausiibung von Aufgaben der
Denkmalpflege finanzielle Mittel erforderlich werden.

Laut § 7 Abs. 3 Buchstabe j) Satz 5 der Hauptsatzung der Stadt Emmerich am Rhein ist fir
die Auslibung der Aufgaben der Denkmalpflege der Kulturausschuss zustandig. Den
gesetzlichen Vorgaben des Denkmalschutzgesetzes NRW wird damit vollumfanglich
nachgekommen.
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Die Streichung des Halbsatzes, ,soweit sie nicht dem Ausschuss flr Stadtentwicklung
Ubertragen sind, ist lediglich redaktioneller Natur, da durch die Anderung des § 7 Abs. 3
Buchstabe d) der Hauptsatzung aus Rechtsgriinden die Zustandigkeit des Ausschusses flr
Stadtentwicklung fir Aufgaben des Denkmalschutzes entfallt (s. unter 1.)

Der Aufgabenbereich des Kulturausschusses bleibt folglich inhaltlich unberuhrt.

Finanz- und haushaltswirtschaftliche Auswirkungen :

Die Malinahme hat keine finanz- und haushaltswirtschaftlichen Auswirkungen.

Leitbild :

Die MalRinahme steht im Einklang mit den Zielen des Leitbildes Kapitel 6.2.

Peter Hinze
Blrgermeister

Anlage/n: )
05-17 04522021 _ A1 _ 18. Anderung der Hauptsatzung

05 - 17 0452/2021 Seite 4 von 4



	REF_voname
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung

